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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Verzeichnisses 
der repräsentativen Märkte für den Schweinefleischsektor in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom ...... über die gemeinsame Marktorganisation 

für Schweinefleisch^), insbesondere auf Artikel 4, 
Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund der Bestimmungen des Artikels 4 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr können Interven- 

tionsmaßnahmen beschlossen werden, wenn auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft der ge- 
meinschaftliche Marktpreis für geschlachtete Schwei- 
ne ein Niveau erreicht, das 103 v. H. des Grund- 
preises unterschreitet, und damit zu rechnen ist, daß 
er sich weiterhin auf diesem Niveau hält. 

Um die Anwendimg dieser Bestimmungen zu er- 
möglichen, ist es notwendig, das Verzeichnis der 
repräsentativen Märkte festzulegen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Repräsentative Märkte im Sinne des Artikels 4 

Absatz 2 der Verordnung Nr sind die neun 

im Anhang aufgeführten Märkte. 


Artikel 2 

1. Die Verordnung Nr. 213/67/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 zur Festsetzung des Verzeichnisses 
der repräsentativen Märkte für den Schweine- 
fleischsektor der Gemeinschaft^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2708/72^), 
wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt immittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) siehe Seite .... dieses Amtsblattes 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 135 
vom 30. Juni 1967, S. 2887/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 6 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Dezember 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Schw 28/74, 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang 


Verzeichnis der repräsentativen Märkte 


1. Gesamtheit folgender Märkte: 

2. Gesamtheit folgender Märkte: 


3. Gesamtheit folgender Märkte: 

4. Gesamtheit folgender Märkte: 

5. Gesamtheit folgender Märkte: 

6. Gesamtheit folgender Märkte: 

7. Markt Guildford 

8. Markt Kopenhagen 

9. Gesamtheit folgender Märkte: 


Genk, Lokeren, Charleroi, Brügge, Herve und Ander- 
lecht 

Kiel, Bremen, Hannover, Oldenburg, Krefeld, Mün- 
ster, Bielefeld, Düsseldorf, Mainz, Frankfurt/Main, 
Stuttgart, Nürnberg, München 

Rennes, Angers, Caen, Lille, Paris, Lyon, Metz, 
Toulouse 

Mailand, Cremona, Mantua, Modena, Parma, Reggio, 
Emilia, Macerata/Perugia 

Luxemburg, Esch 

Arnhem, Box lei, Oss, Cuyck/Maas 


Cavan, Rooskey, Limerick, Roscrea, Cork 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Voraussetzungen 
für die Anwendung der Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Schweinefleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisation 

für Schweinefleisch^), insbesondere auf Artikel 18 
Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr sieht in Artikel 18 Ab- 

satz 1 die Möglichkeit vor, geeignete Maßnahmen zu 
treffen, wenn der Markt in der Gemeinschaft für 
eines oder mehrere der unter Artikel 1 fallenden 
Erzeugnisse auf Grund von Einfuhren oder Aus- 
fuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von 
ernstlichen Störungen bedroht ist, die die Ziele des 
Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten; diese 
Maßnahmen beziehen sich auf den Handel mit drit- 
ten Ländern; sie werden aufgehoben, sobald die tat- 
sächliche Störung oder die Gefahr einer Störung 
nicht mehr besteht. 

Es obliegt dem Rat, die Durchführungsbestimmun- 
gen zu dem vorgenannten Artikel 18 Absatz 1 zu 
erlassen sowie festzulegen, in welchen Fällen und 
innerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten vor- 
sorglich Maßnahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die wichtigsten 
Anhaltspunkte festzulegen, an Hand welcher be- 
urteilt werden kann, ob der Markt in der Gemein- 
schaft ernstlich gestört oder von einer ernstlichen 
Störung bedroht ist. 

Da die Anwendung von Schutzmaßnahmen davon 
abhängt, welcher Einfluß auf den Markt der Gemein- 
schaft vom Handel mit dritten Ländern ausgeht, 
müssen bei der Beurteilung der Lage auf diesem 
Markt neben den Besonderheiten des Marktes 
selbst die Faktoren der Entwicklung des Handels 
berücksichtigt werden. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen festzulegen, die 

gemäß Artikel 18 der Verordnung Nr getroffen 

werden können; diese Maßnahmen müssen so be- 
schaffen sein, daß die ernstlichen Marktstörungen 
bzw. die Gefahr solcher Störungen beseitigt werden; 
sie müssen der Lage angemessen sein, um zu ver- 
hindern, daß sie andere als die gewünschten Wir- 
kungen haben. 

Sowohl die Kriterien für die Beurteilung der 
Marktlage, als auch die nach Maßgabe dieser Lage 


gegebenenfalls zu treffenden Maßnahmen müssen 
unter Berücksichtigung der Tatsache festgelegt wer- 
den, daß die auf dem Sektor Schweinefleisch einge- 
führte Handelsregelung keine Einfuhrlizenzregelung 
enthält. 

Wird bei der Beurteilung der Lage an Hand der 
vorstehend erwähnten Anhaltspunkte festgestellt, 
daß auf dem Markt eines Mitgliedstaats die Voraus- 
setzungen des Artikels 18 der Verordnung Nr 

erfüllt sind, so müssen die Maßnahmen, die dieser 
Staat in Anwendung dieses Artikels ergreift, be- 
grenzt werden; die Maßnahmen, die in diesem Fall 
getroffen werden können, müssen so beschaffen sein, 
daß sie eine weitere Verschlechterung der Markt- 
lage verhindern; es muß sich jedoch um vorsorgliche 
Maßnahmen handeln; der vorsorgliche Charakter 
der einzelstaatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre 
Anwendung nur bis zum Inkrafttreten eines Ge- 
meinschaftsbeschlusses. 

Es obliegt der Kommission, über die im Anschluß 
an einen Antrag eines Mitgliedstaats zu treffenden 
gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen einer 
Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses Antrags 
zu entscheiden; damit die Kommission die Marktlage 
bestmöglich beurteilen kann, ist vorzusehen, daß 
sie so früh wie möglich davon unterrichtet wird, daß 
ein Mitgliedstaat vorsorgliche Maßnahmen anwen- 
det; es ist daher angebracht, daß sie der Kommis- 
sion sofort nach der Beschlußfassung zu notifizieren 
sind und daß diese Notifikation als Antrag im Sinne 

des Artikels 18 Absatz 2 der Verordnung Nr 

gilt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um zu beurteilen, ob in der Gemeinschaft der Markt 
für eines oder mehrere der unter Artikel 1 Absatz 1 

der Verordnung Nr fallenden Erzeugnisse auf 

Grund von Einfuhren oder Ausfuhren ernstlichen 
Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen Störun- 
gen bedroht ist, die die Ziele des Artikels 39 des 
Vertrages gefährden können, werden insbesondere 
berücksichtigt: 

a) der Umfang der getätigten bzw. voraussicht- 
lichen Einfuhren oder Ausfuhren; 

b) die verfügbaren Mengen auf dem Markt der Ge- 
meinschaft; 

c) die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Preise oder deren voraussichtliche Entwick- 

9 siehe Seite .... dieses Amtsblattes 
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lung, insbesondere eine Tendenz zu einem über- 
mäßigen Preisrückgang oder zu einer überhöhten 
Preissteigerung; 

d) falls die zu Beginn genannte Lage auf Grund 
von Einfuhren eintritt, die Mengen von Erzeug- 
nissen, für die Interventionsmaßnahmen getrof- 
fen werden oder bei denen die Gefahr besteht, 
daß solche Maßnahmen getroffen werden müs- 
sen. 

Artikel 2 

1. Die Maßnahmen, die gemäß Artikel 18 Absätze 2 

und 3 der Verordnung Nr getroffen werden 

können, wenn die in Absatz 1 dieses Artikels 
genannte Lage eintritt, sind die Aussetzung der 
Einfuhren oder Ausfuhren oder die Erhebung 
von Ausfuhrabgaben. 

2. Diese Maßnahmen dürfen nur in dem Umfang 
und für die Zeit getroffen werden, die unbedingt 
notwendig sind. Sie tragen der besonderen Lage 
der Erzeugnisse Rechnung, die sich auf dem Weg 
nach der Gemeinschaft befinden. Sie dürfen sich 
nur auf Erzeugnisse erstrecken, deren Herkunft- 
oder Bestimmungsland ein drittes Land ist. Sie 
können auf Einfuhren mit Herkunft aus oder 
Ursprung in bestimmten Ländern, Ausfuhren nach 
bestimmten Ländern, bestimmte Qualitäten oder 
Aufmachungen beschränkt werden. Sie können 
auf Einfuhren nach oder auf Ausfuhren aus be- 
stimmten Gebieten der Gemeinschaft beschränkt 
werden. 

Artikel 3 

1. Ein Mitgliedstaat kann vorsorglich eine oder 
mehrere Maßnahmen treffen, wenn er bei der 
Beurteilung der Lage an Hand der in Artikel 1 
genannten Anhaltspunkte zu der Ansicht gelangt, 
daß die in Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung 
Nr genannte Lage auf seinem Hoheitsge- 

biet besteht. 

Die vorsorglichen Maßnahmen bestehen 

a) in der Aussetzung der Einfuhren oder Aus- 
fuhren; 


b) in der Auflage, die Ausfuhrabgaben zu hintcr- 
legen oder eine Sicherheit in gleicher Höhe 
zu stellen. 

Die unter Buchstabe b genannte Maßnahme zieht 
die Erhebung von Abgaben nur nach sich, wenn 
dies gemäß Artikel 18 Absatz 2 oder 3 der Ver- 
ordnung Nr beschlossen wird. 

Artikel 2 Absatz 2 findet ebenfalls Anwendung. 

2. Die vorsorglichen Maßnahmen werden der Kom- 
mission sofort nach der Beschlußfassung mit Fern- 
schreiben notifiziert. Die Notifikation gilt als An- 
trag im Sinne des Artikels 18 Absatz 2 der Ver- 
ordnung Nr 

Diese Maßnahmen gelten nur bis zum Inkraft- 
treten des Beschlusses, den die Kommission auf 
dieser Grundlage faßt. 

Artikel 4 

Die in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen Abgaben 
gelten als Abschöpfungen gegenüber dritten Län- 
dern im Sinne des Artikels 11 Absatz 4 der Verord- 
nung Nr. 130/66/EWG des Rates vom 26. Juli 1966 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik ^). 

Artikel 5 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2593/69 des Rates 
vom 18. Dezember 1969 zur Festlegung der Vor- 
aussetzungen für die Anwendung der Schutzmaß- 
nahmen auf dem Sektor Schweinefleisch^) wird 
aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

2) Verordnung 2593/69 

’‘^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 
vom 27. Dezember 1969, S. 6 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln für die 
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Erzeugnissen des Sektors 
Schweinefieisch und über die Kriterien für die Festsetzung des Erstattungsbetrags 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisation 

für Schweinefleisch^), insbesondere auf Artikel 15 
Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der Erzeug- 
nisse, die der gemeinsamen Marktorganisation für 
Schweinefleisch unterliegen, sind nach bestimmten 
Kriterien festzusetzen, die es ermöglichen, den Un- 
terschied zwischen den Preisen dieser Erzeugnisse 
in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt zu 
decken; hierzu ist es in bezug auf diese Erzeugnisse 
erforderlich, daß die Versorgungslage und die Preise 
in der Gemeinschaft und die Preissituation auf dem 
Weltmarkt beachtet werden. 

Außerdem ist dem Unterschied zwischen den in 
der Gemeinschaft und den auf dem Weltmarkt gel- 
tenden Preisen für die Futtergetreidemenge Rech- 
nung zu tragen, die für die Erzeugung von einem 
Kilogramm Schweinefleisch erforderlich ist. Für 
diese Erzeugnisse, außer geschlachteten Schweinen, 
sind die in Artikel 10 y\bsatz 4 der Verordnung Nr. 
.... aufgeführten Koeffizienten zu berücksichtigen. 

Die Beobachtung der Preisentwicklung macht es 
erforderlich, die Preise nach allgemeinen Grundsät- 
zen zu ermitteln. In bezug auf die Weltmarktpreise 
sind zu diesem Zweck die Preise auf den Märkten 
der dritten Länder und in den Bestimmungsländern 
sowie die in den dritten Ländern festgestellten Er- 
zeugerpreise und die Preise frei Grenze der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen. In bezug auf die Preise in 
der Gemeinschaft ist es angebracht, sich in Ermange- 
lung repräsentativer Märkte für die Erzeugnisse des 
Sektors Schweinefleisch auf die tatsächlichen Preise 
auf den verschiedenen Vermarktungsstufen und bei 
der Ausfuhr zu stützen. 

Es ist erforderlich, in Anbetracht der Entfernung 
der Märkte der Gemeinschaft von denen der Be- 
stimmungsländer sowie in Anbetracht der besonde- 
ren Einfuhrbedingungen einiger Bestimmungslän- 
der eine Differenzierung des Erstattungsbetrags 
nach Bestimmung oder Bestimmungsgebieten vorzu- 
sehen. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Stabilität des Erstattungsbetrags zu gewähr- 


leisten und ihnen eine Gewißheit hinsichtlich der 
währt werden, zu geben, ist vorzusehen, daß diese 
Liste der Erzeugnisse, für welche Erstattungen ge- 
Liste und die Beträge für einen verhältnismäßig 
langen Zeitraum gelten können; ferner ist es ange- 
bracht, Vorschriften für die Vorausfestsetzung der 
Ausfuhrerstattungen vorzusehen. 

Eine Vorausfestsetzung der Erstattung ist nur in 
bestimmten Fällen erforderlich; deshalb sollte über 
den Gebrauch dieser Möglichkeit nach dem Verfah- 
ren des Artikels 24 der Verordnung Nr ent- 

schieden werden. 

Bei der Vorausfestsetzung der Erstattungen sind 
Maßnahmen erforderlich, die in jedem Fall die Ab- 
wicklung der Ausfuhren in Übereinstimmung mit 
dem eingereichten Antrag sicherstellen; zu diesem 
Zweck sollte der Antragsteller eine Bescheinigung 
erhalten, in der die Abwicklung der Ausfuhr inner- 
halb eines bestimmten Zeitraums vorgesehen ist. 

Um Mißbräuche zu vermeiden, ist die Ausstellung 
dieser Bescheinigung von der Hinterlegung einer 
Kaution abhängig zu machen, die verfällt, wenn die 
Ausfuhr nicht während der Gültigkeitsdauer der Be- 
scheinigung erfolgt. 

Die Erfahrung in den Sektoren mit einer gemein- 
samen Marktorganisation, in denen die Voraus- 
festsetzung der Erstattungen möglich ist, zeigt, daß 
unter bestimmten Umständen, insbesondere bei un- 
gewöhnlich starker Inanspruchnahme dieser Rege- 
lung durch die Interessenten, Schwierigkeiten auf 
dem betreffenden Markt zu befürchten sind. 

In einer solchen Lage müssen zur Abhilfe rasche 
Maßnahmen ergriffen werden können; deshalb ist 
für die Kommission die Möglichkeit zu schaffen, sol- 
che Maßnahmen nach Stellungnahme des Verwal- 
tungsausschusses oder in dringenden Fällen ohne 
dessen vorheriges Zusammentreten zu ergreifen. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zwischen den ein- 
zelnen Händlern der Gemeinschaft zu verhindern, ist 
es erforderlich, daß die Verwaltungsbedingungen, 
denen sie unterliegen, in der ganzen Gemeinschaft 
gleich sind; die Gewährung eines Erstattungsbe- 
trags für aus Drittländern eingeführte und nach 
Drittländern wieder ausgeführte Erzeugnisse des 
betreffenden Sektors scheint nicht gerechtfertigt; die 
unter bestimmten Voraussetzungen erfolgende Er- 
stattung der bei der Einfuhr erhobenen Abschöp- 
fung reicht aus, um diese Erzeugnisse wieder auf 
den Weltmarkt zu bringen - 


Ü siehe Seite .... dieses Amtsblattes 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr für die 
in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr ge- 

nannten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Bei der Festsetzung der Erstattungen sind zu be- 
rücksichtigen: 

a) die Lage und voraussichtliche Entwicklung 

— der Preise für die Erzeugnisse des Sektors 
Schweinefleisch und der verfügbaren Mengen 
auf dem Markt der Gemeinschaft, 

— der Preise für die Erzeugnisse des Sektors 
Schweinefleisch auf dem Weltmarkt; 

b) das Erfordernis, Störungen zu verhindern, welche 
auf dem Markt der Gemeinschaft für längere Zeit 
ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage nach sich ziehen könnten; 

c) der wirtschaftliche Aspekt der beabsichtigten 
Ausfuhren. 

Bei der Berechnung der Erstattung ist im übrigen 
bei den Erzeugnissen des Artikels 1 Absatz 1 der 

Verordnung Nr der Unterschied zwischen den 

in der Gemeinschaft und den auf dem Weltmarkt 
geltenden Preisen der gemäß Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe a der genannten Verordnung bestimmten 
Futtergetreidemenge zu berücksichtigen, wobei hin- 
sichtlich der Erzeugnisse, außer geschlachteten 
Schweinen, die Koeffizienten zu berücksichtigen 
sind, die in Artikel 10 Absatz 4 der genannten Ver- 
ordnung aufgeführt sind. 

Artikel 3 

1. Der Preis auf dem Markt der Gemeinschaft wird 
ermittelt unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den verschiedenen 
Vermarktungs stufen in der Gemeinschaft, 

b) der tatsächlichen Ausfuhrpreise. 

2. Der Preis auf dem Weltmarkt wird ermittelt 
unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der 
dritten Länder, 

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den Drittlän- 
dern (Bestimmungsländern) bei der Einfuhr 
aus dritten Ländern, 

c) der in den ausführenden dritten Ländern fest- 
gestellten Erzeugerpreise, gegebenenfalls un- 
ter Berücksichtigung der Subventionen, die 
von diesen Ländern gewährt werden, 

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemein- 
schaft. 


Artikel 4 

Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. . . . 
genannten Erzeugnisse kann für die Gemeinschaft 
die Erstattung je nach der Bestimmung oder dem 
Bestimmungsgebiet dieser Erzeugnisse in unter- 
schiedlicher Höhe festgesetzt werden, wenn die 
Weltmarktlage oder die besonderen Erfordernisse 
bestimmter Märkte dies notwendig machen. 


Artikel 5 

1. Die Liste der Erzeugnisse, für welche eine Erstat- 
tung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der Be- 
trag dieser Erstattung werden mindestens alle 
drei Monate neu festgesetzt. 

2. Es ist der Erstattungsbetrag zu gewähren, der 
am Tage der Ausfuhr gilt. 

3. Es kann jedoch beschlossen werden, daß die Er- 
stattung auf Antrag im voraus festgesetzt wird. 
In diesem Fall wird der am Tage der Antrag- 
stellung für die in Artikel 6 genannte Bescheini- 
gung geltende Erstattungsbetrag, wenn der Be- 
troffene dies am Tage der Antragstellung bis 
13.00 Uhr beantragt, auf Ausfuhren angewandt, 
die während der Gültigkeitsdauer dieser Beschei- 
nigung durchgeführt werden. 

4. Wenn bei der Prüfung der Marktlage Schwierig- 

keiten infolge der Anwendung der Bestimmun- 
gen über die Vorausfestsetzung der Erstattung 
festgestellt werden oder derartige Schwierigkei- 
ten einzutreten drohen, so kann nach dem Ver- 
fahren des Artikels 24 der Verordnung Nr 

beschlossen werden, die Anwendung dieser Be- 
stimmungen für den unbedingt erforderlichen 
Zeitraum auszusetzen. 

In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Kom- 
mission nach einer Prüfung der Lage auf Grund 
aller ihr zur Verfügung stehenden Angaben be- 
schließen, die Vorausfestsetzung für die Dauer 
von höchstens drei Arbeitstagen auszusetzen. 

Die in der Zeit der Aussetzung zusammen mit 
den Anträgen auf Vorausfestsetzung eingereich- 
ten Anträge auf Bescheinigungen können nicht 
berücksichtigt werden. 


Artikel 6 

1. Die Gewährung der Erstattung zu den in Arti- 
kel 5 Absatz 3 vorgesehenen Bedingungen hängt 
von der Vorlage einer Vorausfestsetzungsbe- 
scheinigung ab, die die Mitgliedstaaten jedem 
Antragsteller ungeachtet seines Niederlassungs- 
orts in der Gemeinschaft ausstellen. 

Die Bescheinigung gilt in der ganzen Gemein- 
schaft. 
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2. Voraussetzung für die Ausstellung der Voraus- 
festsetzungsbescheinigung ist die Hinterlegung 
einer Kaution als Garantie für die Einhaltung 
der Verpflichtung, die betreffenden Ausfuhren 
während der Gültigkeitsdauer der Bescheinigung 
zu tätigen; diese Kaution verfällt ganz oder 
teilweise, wenn diese Ausfuhren nicht oder nur 
teilweise innerhalb dieser Frist durchgeführt wer- 
den. 

Artikel 7 

1. Die Erstattung wird gezahlt, wenn nachgewiesen 
wird, 

— daß die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft 
ausgeführt worden sind, und 

— daß es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Gemeinschaft handelt, mit Ausnahme der 
Fälle, in denen Artikel 8 Anwendung findet. 

2. Bei der Anwendung von Artikel 4 wird die Er- 
stattung nach Maßgabe des Absatzes 1 gezahlt, 
sofern nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis 
die Bestimmung oder das Bestimmungsgebiet er- 
reicht hat, für die Abweichungen von dieser 
Vorschrift können jedoch nach dem Verfahren 
des Absatzes 3 vorgesehen werden, sofern Be- 
dingungen festgelegt werden, die gleichwertige 
Garantien bieten können. 

3. Ergänzende Vorschriften können nach dem Ver- 
fahren des Artikels 24 der Verordnung Nr 

erlassen werden. 

Artikel 8 

Keine Erstattung wird gewährt bei der Ausfuhr von 

in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr ge- 


nannten Erzeugnissen, die aus Drittländern einge- 
führt werden, es sei denn, der Ausführer weist nach, 

— daß das auszuführende Erzeugnis mit dem vorher 
eingeführten Erzeugnis identisch ist, und 

— daß die Abschöpfung auf dieses Erzeugnis bei der 
Einfuhr erhoben worden ist. 

In diesem Fall ist die Erstattung für jedes Erzeug- 
nis gleich der bei der Einfuhr erhobenen Abschöp- 
fung, wenn diese niedriger ist als die am Ausfuhr- 
tag anzuwendende Erstattung; wenn die Abschöp- 
fung bei der Einfuhr höher ist als die am Ausfuhr- 
tag anzuwendende Erstattung, ist die Erstattung 
gleich dieser letzteren. 


Artikel 9 

1. Die Verordnung Nr. 177/67/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 über die Grundregeln für die Ge- 
währung von Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Erzeugnissen des Sektors Schweinefleisch und 
über die Kriterien für die Festsetzung des Er- 
stattungsbetrags ^), geändert durch die Verord- 
nung (EWG) 2686/72 ^), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2614/67 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 37 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln für das 
sogenannte „System von Leit- und Folgeerzeugnissen“, das die Festsetzung von 
Zusatzbeträgen auf dem Schweinefleischsektor ermöglicht 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen W irtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisa- 

tion für Schweinefleisch^), insbesondere auf Artikel 
1 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 12 der Verordnung Nr wer- 

den Einschleusungspreise nur für bestimmte Erzeug- 
nisse des Schweinefleischsektors festgesetzt. Diese 
Erzeugnisse sind in Artikel 1 der Verordnung Nr. . . . 

des Rates vom zur Festlegung der Liste der 

Erzeugnisse, für welche Einschleusungspreise fest- 
gesetzt werden, und zur Festlegung der Regeln, nach 
denen der Einschleusungspreis für geschlachtete 
Schweine festgesetzt wird aufgeführt. 

Artikel 13 der Verordnung Nr sieht die Ein- 

führung eines sogenannten „Systems von Leit- und 
Folgeerzeugnissen'' vor, das die Festsetzung von 
Zusatzbeträgen für Erzeugnisse, für die kein Ein- 
schleusungspreis festgesetzt wird, nachstehend „Fol- 
geerzeugnisse" genannt, ermöglicht. 

Die Folgeerzeugnisse bestehen aus Schweine- 
fleisch oder enthalten in mehr oder weniger großem 
Ausmaß Fleisch von bestimmten Teilstücken von 
Schweinen. Aus diesem Grunde besteht normaler- 
weise zwischen dem Preis für das Folgeerzeugnis 
und dem Preis für das Schweinefleisch oder für die 
Teilstücke eine gewisse Beziehung, welche in dem 
Verhältnis zwischen den für sie geltenden Abschöp- 
fungen zum Ausdruck kommt. 

Es besteht also die Möglichkeit, mit Hilfe des die- 
ses Verhältnis ausdrückenden Koeffizienten den Zu- 
satzbetrag für das Folgeerzeugnis von dem Zusatz- 
belrag für das Leiterzeugnis abzuleiten, zu welchem 
das obengenannte Preisverhältnis normalerweise be- 
steht. Es ist erforderlich, diesen abgeleiteten Zusatz- 
betrag anzuwenden, wenn sich die Angebote frei 
Grenze für das Folgeerzeugnis in der gleichen Weise 
wie die Angebote für das Leiterzeugnis entwickeln. 

Auf Grund der Zusammensetzung bestimmter Fol- 
geerzeugnisse ist es angezeigt, für sie mehrere Leit- 
erzeugnisse vorzusehen. Um zu vermeiden, daß der 
durch den Zusatzbetrag bezweckte Schutz verfehlt 
wird, ist es angebracht, bei der Festsetzung von 
Zusatzbeträgen für mehrere Leiterzeugnisse den 
höchsten abgeleiteten Zusatzbetrag anzuwenden. 
Für Folgeerzeugnisse mit hohem Anteil an Schwei- 


nespeck ist es jedoch angebracht, den vom Schwei- 
nespeck abgeleiteten Zusatzbetrag und den von 
einem anderen Leiterzeugnis abgeleiteten Zusatzbe- 
trag zusammenzufassen, da die Ableitungskoeffi- 
zienten unter Zugrundelegung der Tatsache festge- 
setzt werden müssen, daß das Folgeerzeugnis aus 
Schweinespeck und Fleisch zusammengesetzt ist. 

In dem System von Leit- und Folgeerzeugnissen 
darf die Möglichkeit nicht ausgeschlossen sein, einen 
Zusatzbetrag für das Folgeerzeugnis festzusetzen, 
wenn das Preisniveau für das Leiterzeugnis die 
Festsetzung eines solchen Betiages für dieses Er- 
zeugnis nicht rechtfertigt. Es ist nämlich möglich, 
daß das Folgeerzeugnis zu einem niedrigeren Preis 
als demjenigen angeboten wird, der sich aus dem 
normalen Preisverhältnis zwischen den Leiterzeug- 
nissen und den Folgeerzeugnissen ergibt. 

Für bestimmte Erzeugnisse des Schweinefleisch- 
sektors ist es wegen ihrer geringen wirtschaftlichen 
Bedeutung oder der Konsolidierung des Zollsatzes 
im GATT nicht angezeigt, Zusatzbeträge festzuset- 
zen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Leiterzeugnisse und die ihnen jeweils zugeord- 
neten Folgeerzeugnisse werden in Anhang I be- 
stimmt. Sie sind der Liste in Anhang II entnommen. 


Artikel 2 

1 . Für den Fall, daß für ein Leiterzeugnis ein Zu- 
satzbetrag festgesetzt ist, wird die Abschöpfung 
für das Folgeerzeugnis um einen Zusatzbetrag 
erhöht, sofern sich die Angebote frei Grenze der 
Gemeinschaft für das Folgeerzeugnis in der glei- 
chen Weise wie die Angebote für das Leiterzeug- 
nis entwickeln. 

2. Der Zusatzbetrag wird bestimmt 

a) indem entweder der Zusatzbetrag für das 
Leiterzeugnis mit dem gemäß Artikel 3 er- 
rechneten Koeffizienten für das Folgeerzeug- 
nis multipliziert wird. 


1) siehe Seite .... dieses Amtsblattes 

2) siehe Seite .... dieses Amtsblattes 
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b) oder durch Berücksichtigung des Unterschieds 
zwischen den Angeboten frei Grenze für das 
Folgeerzeugnis und dem normalen Preis- 
niveau bei der Einfuhr dieses Erzeugnisses. 

3. Sind für ein Folgeerzeugnis mehrere Leiterzeug- 
nisse außer Schweinespeck vorgesehen, so ist 
der Zusatzbetrag für das Folgeerzeugnis gleich 
dem höchsten der Betrage, die sich aus der Mul- 
tiplikation des jeweils geltenden Koeffizienten 
mit dem Zusatzbetrag für jedes der genannten 
Leiterzeugnisse ergeben. 

Ist für ein Folgeerzeugnis neben anderen Erzeug- 
nissen Schweinespeck als Leiterzeugnis vorge- 
sehen, so ist der Zusatzbetrag für das Folgeer- 
zeugnis gleich der Summe aus 

— dem Betrag, der sich aus der Multiplikation 
des geltenden Koeffizienten mit dem Zusatz- 
betrag für Schweinespeck ergibt, 

— dem höchsten der Beträge, die sich aus der 
Multiplikation des jeweils geltenden Koeffi- 
zienten mit dem Zusatzbetrag für jedes der 
Leiterzeugnisse außer Schweinespeck ergeben. 

4. Für den Fall, daß ein Zusatzbetrag für das Leit- 
erzeugnis nicht festgesetzt worden ist, kann ein 
Zusatzbetrag für ein Folgeerzeugnis festgesetzt 
werden, sofern die Angebote frei Grenze für die- 
ses Folgeerzeugnis nicht dem normalen Preisver- 
hältnis zwischen dem Leiterzeugnis und dem Fol- 
geerzeugnis entsprechen. 

In diesem Fall ist der Zusatzbetrag der Betrag, 
der erforderlich ist, um das normale Preisverhält- 
nis zwischen dem Leiterzeugnis und dem Folge- 
erzeugnis wiederherzustellen. 


Artikel 3 

1. Für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der 

Verordnung Nr genannten Erzeugnisse, die 

Folgeerzeugnisse sind, ergibt sich der Koeffizient 
aus der Division des bei der Berechnung der Ab- 
schöpfung verwandten Koeffizienten für das be- 
treffende Folgeerzeugnis durch den Koeffizien- 
ten für das Leiterzeugnis. 

2. Für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c der 

Verordnung Nr genannten Erzeugnisse, wird 

der Koeffizient einerseits unter Berücksichtigung 
des Verhältnisses zwischen der Abschöpfung für 
das Folgeerzeugnis und der Abschöpfung für das 
Leiterzeugnis und andererseits, soweit notwen- 
dig, unter Berücksichtigung der Zusammenset- 
zung des Folgeerzeugnisses errechnet. 

Artikel 4 

1. Die Verordnung Nr. 137/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die Grundregeln für das soge- 
nannte „System von Leit- und Folgeerzeugnis- 
sen'', das die Festsetzung von Zusatzbeträgen 
auf dem Schweinefleischsektor ermöglicht^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
3158/73 ^), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 122 
vom 22. Juni 1967, S. 2395/67 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 322 
vom 23. November 1973, S. 1 
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Anhang I 


Übersicht über die Leiterzeugnisse und die Folgeerzeugnisse für die Erzeugnisse 
des Artikels 1 der Verordnung Nr 


Nummer der 
Nomenklatur 
des Anhangs II 
dieser 
Verordnung 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


Leiterzeugnis 


Folgeerzeugnisse 


02.01 A III a) 1 
02.01 A III a) 
02.06 B I a) 


02.06 B I b) 

Leiterzeugnis 02.01 A III a) 2 

Folgeerzeugnisse 02.01 A III a) 

02.06 B I a) 
02.06 B I b) 


16.01 

B 

I 

16.02 


Fleisch von Hausschweinen, in ganzen oder halben Tierkör- 
pern, auch ohne Kopf, Pfoten oder Flomen 

Fleisch von Hausschweinen, frisch, gekühlt oder gefroren: 

6. anderes 

Fleisch bb) anderes von Hausschweinen, gesalzen oder in Salz- 
lake: 

7. anderes 

Fleisch von Hausschweinen, getrocknet oder geräuchert: 

1. in ganzen oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf, Pfoten 
oder Flomen 

7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 

K/ Kf J VI.JIXVp4.\^ J. 

Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon 

Fleisch von Hausschweinen, frisch, gekühlt oder gefroren: 

6. anderes 

bb) anderes 

Fleisch von Hausschweinen, gesalzen oder in Salzlake: 

7. anderes 

Fleisch von Hausschweinen, getrocknet oder geräuchert: 

3. Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon: 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) anderes 

Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder 
aus Tierblut; 

andere: 

Rohwürste, nicht gekocht 

Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar ge- 
macht; 
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Leiterzeugnis 

Folgeerzeugnisse 


Nummer der 
Nomenklatur 
des Anhangs II 
dieser 

Verordnung 


B 

III 


02.01 A III a) 3 
02.01 A III a) 


02.06 B I a) 
02.06 B I b) 


16.01 

B 

III 


16.02 B III 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


: andere: 

I andere: 

! a) Fleisch von Hausschweinen oder Schlachtabfall von Haus- 
schweinen enthaltend und mit einem Gehalt an: 

1 . Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
80 Gewichtshundertteilen oder mehr: 

! aa) Schinken, Filets und Koteletts, auch Teilstücke davon 

cc) anderes 

Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon 
I Fleisch von Hausschweinen, frisch, gekühlt oder gefroren: 

6. anderes 

bb) anderes 

: Fleisch von Hausschweinen, gesalzen, oder in Salzlake: 

7. anderes 

I Fleisch von Hausschweinen, getrocknet oder geräuchert: 
i 4. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

I 7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) anderes 

Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder 
aus Tierblut: 

andere: 
andere : 

a) Fleisch von Hausschweinen oder Schlachtabfall von Haus- 
schweinen enthaltend und mit einem Gehalt an: 

1. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 

Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft von 
80 Gewiditshundertteilen oder mehr: 

bb) Schultern, auch Teilstücke davon 
cc) anderes 

2. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 

Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
40 oder mehr, jedoch weniger als 80 Gewichtshundert- 

i teilen 

3. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 

; Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 

weniger als 40 Gewichtshundertteilen 
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Nummer der 
Nomenklatur 

des Anhangs II Bezeichnung der Erzeugnisse 

dieser 

Verordnung 

Leiterzeugnis ' 02.01 A III a) 4 Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon 

Folgeerzeugnisse i 02.01 A III a) Fleisch von Hausschweinen, frisch gekühlt oder gefroren: 

j I 6. anderes 

; bb) anderes 

I 02.06 Bla) Fleisch von Hausschweinen, gesalzen oder in Salzlake: 

' 7. anderes 

02.06 B I b) Fleisch von Hausschweinen, getrocknet, oder geräuchert: 

5. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon: 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) anderes 

Fleisch und S chl acht abf all, anders zubereitet oder haltbar ge- 
macht 

andere: 
andere: 

a) Fleisch von Hausschweinen oder Schlachtabfall von Haus- 
schweinen enthaltend und mit einem Gehalt an: 

1 . Fleisch oder Schl acht ab fall aller Art, einschließlich 
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
80 Gewichtshundertteilen oder mehr; 

aa) Schinken, Filets und Koteletts, auch Teilstücke davon 
Bäuche, auch Bauchspeck 

Fleisch von Hausschweinen, frisch, gekühlt oder gefroren: 

6. anderes 
bb) anderes 

Fleisch von Hausschweinen, gesalzen oder in Salzlake 

7. anderes 

02.06 B I b) Fleisch von Hausschweinen, getrocknet oder geräuchert: 

: 6. Bäuche, auch Bauchspeck: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

02.06 BIb) 7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) anderes 


16.02 

in 


Leiterzeugnis 02.01 A III a) 5 

Folgeerzeugnisse 02.01 A III a) 

02.06 B I a) 
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j Nummer der 
I Nomenklatur 
! des Anhangs II 
I dieser 
; Verordnung 

I 16.02 

i B 
! III 


Leiterzeugnis 

Folgeerzeugnisse 


I 02.05 A I 

i 02.05 A II 
02.05 B 
16.01 

B 

I 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


i Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar ge- 
! macht: 

i andere: 
andere: 

a) Fleisch von Hausschweinen oder Schlachtabfall von Haus- 
schweinen enthaltend und mit einem Gehalt an: 

2. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 40 
oder mehr, jedoch weniger als 80 Gewichtshundertteilen 

I 3. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
I weniger als 40 Gewichtshundertteilen 

I Schweinespeck, frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen oder in Salz- 
I lake 

j Schweinespeck, getrocknet oder geräuchert 

I Schweinefett 

j 

I Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder 
I aus Tierblut: 

andere: 

Rohwürste, nicht gekocht 


II 

16.02 


andere 

Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar ge- 
macht: 


B 

III 


andere: 

andere: 

a) Fleisch von Hausschweinen oder Schlachtabfall von Haus- 
schweinen enthaltend und mit einem Gehalt an: 

1. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 
Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
80 Gewichtshundertteilen oder mehr; 
cc) andere 


2. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 

Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
40 oder mehr, jedoch weniger als 80 Gewichtshundert- 
teilen 

3. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich 

Schweinespeck und Fette jeder Art und Herkunft, von 
weniger als 40 Gewichtshundertteilen 


Leiterzeugnis 

Folgeerzeugnisse 


02.06 B I a 2 aa) 
02.06 B I a) 


Baconhälften, ganz 

Fleisch von Hausschweinen, gesalzen oder in Salzlake: 
2. bb) „Spencers" 

cc) „3/4-sides" oder „middles" 
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Nummer der I 

Nomenklatur ! 

des Anhangs II Bezeichnung der Erzeugnisse 

dieser 

Verordnung 

Folgeerzeugnisse j 7. anderes 

02.06 Bla) Fleisch von Hausschweinen, gesalzen oder in Salzlake: 

2. bb) „Spencers" 

cc) „3/4-sides" oder „middles" 

7. anderes 

02.06 B I b) Fleisch von Hausschweinen, getrocknet oder geräuchert: 

2. „bacon" -Hälften, „3/4-sides", „spencers" oder „middles" : 
1 aa) „bacon"-Hälften 

I j bb) „spencers" 

j I cc) „3/4-sides" oder „middles" 

I I 

I 3. Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 

4. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon: 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 

5. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon: 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 

! 6= Bäuche, auch Bauchspecfc: 

I 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
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Anhang II 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

a) 01.03 


b) 02.01 


02.05 


Vollständige Liste der Erzeugnisse des Artikels 1 Absatz 1 
der Verordnung Nr 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


Schweine, lebend: 

A. Hausschweine: 

II. andere: 

a) Schlachtsauen mit einem Stückgewicht von 160 kg oder mehr, die 
mindestens einmal geferkelt haben 

b) andere 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von den in den Tarifnummern 01.01 bis 
01.04 genannten Tieren, frisch, gekühlt oder gefroren: 

A. Fleisch: 

III. von Schweinen; 

a) von Hausschweinen: 

1. in ganzen oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf, Pfoten oder 
Flomen 

2. Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon 

3. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon 

4. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon 

5. Bäuche, auch Bauchspeck 

6. anderes: 

aa) ohne Knochen und gefroren 
bb) anderes 

B. Schlachtabfall; 

II. anderer: 

c) von Hausschweinen: 

1. Köpfe, auch Teilstücke davon; Fettbacken 

2. Pfoten (Spitzbeine); Schwänze 

3. Nieren 

4. Lebern 

5. Herzen, Zungen, Lungen 

6. Lebern, Herzen, Zungen und Lungen, mit Luftröhre und Schlund 
(sogenannte Schweinegeschlinge) 

7. anderer 

Schweinespeck, ausgenommen Schweinespeck mit mageren Teilen (durchwachse- 
ner Schweinespeck), Schweinefett und Geflügelfett, weder ausgepreßt noch aus- 
geschmolzen noch mit Lösungsmitteln ausgezogen, frisch, gekühlt, gefroren, ge- 
salzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert: 

A. Schweinespeck: 

1. frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen oder in Salzlake 
11. getrocknet oder geräuchert 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

02.06 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


B. Schweinefett 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall aller Art (ausgenommen Geflügellebern), 
gesalzen oder in Salzlake, getrocknet oder geräuchert: 

B. von Hausschweinen; 

1. Fleisch: 

a) gesalzen oder in Salzlake; 

1. in ganzen oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf, Pfoten oder 
Flomen 

2. „bacon"-Hälften, „3/4-sides", „Spencers“ oder „middles“: 
aa) „bacon“ -Hälften 

bb) „Spencers“ 

cc) „3/4-sides“ oder „middles“ 

3. Schinken mit Knochen, auch Teilstücfce davon 

4. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon 

5. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon 

6. Bäuche, auch Bauchspeck 

7. anderes 


b) getrocknet oder geräuchert: 

1. in ganzen oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf, Pfoten oder 
Flomen 

2. „bacon" -Hälften, „3/4-sides“, „Spencers“ oder „middles"; 
aa) „ bacon “ -Hälften 

bb) „Spencers“ 

cc) „3/4-sides“ oder „middles“ 

3. Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon: 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

4. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon: 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

5. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon 
aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 

bb) andere 

6. Bäuche, auch Bauchspeck 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) andere 

7. anderes: 

aa) leicht getrocknet oder leicht geräuchert 
bb) anderes 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Bezeidinxmg der Erzeugnisse 


B. IL Schlachtabfall: 

a) Köpfe, auch Teilstücke davon; Fettbacken 

b) Pfoten (Spitzbeine); Schwänze 

c) Nieren 

d) Lebern 

e) Herzen, Zungen, Lungen 

f) Lebern, Herzen, Zungen und Lungen mit Luftröhre und Schlund (soge- 
nannte Schweinegeschlinge) 

g) anderer 


15.01 


Schweineschmalz, anderes Schweinefett und Geflügelfett; ausgepreßt, ausge- 
schmolzen oder mit Lösungsmitteln ausgezogen: 


A. Schweineschmalz und anderes Schweinefett: 

1. zu industriellen Zwecken, ausgenommen zum Herstellen von Lebensmit- 
teln ®) 

IL anderes 


c) 16.01 Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder aus Tierblut: 

A. aus Lebern 

B. anderes^) 

1. Rohwürste, nicht gekocht 
IL andere 

16.02 Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar gemacht: 

A. aus Lebern 
IL andere 

B. andere: 

III. andere: 

a) Fleisch von Hausschweinen oder Schlachtabfall von Hausschweinen 

enthaltend und mit einem Gehalt an: 

1. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich Schweinespeck 
und Fette jeder Art und Herkunft, von 80 Gewichtshundertteilen 
oder mehr: 

aa) Schinken, Filets und Koteletts, auch Teilstücke davon 
bb) Schultern, auch Teilstücke davon 
cc) anderes 

2. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich Schweinespeck 
und Fette jeder Art und Herkunft, von 40 oder mehr, jedoch weni- 
ger als 80 Gewichtshundertteilen 

3. Fleisch oder Schlachtabfall aller Art, einschließlich Schweinespeck 
und Fette jeder Art und Herkunft, von weniger als 40 Gewichts- 
hundertteilen 


a) Die Zulassung zu diesem Unterabsatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Vorausset 
Zungen 

b) Bei der Anwendung der Abschöpfung auf Würstchen in Behältnissen, die auch Konservierungsflüssigkeit ent- 
halten, wird nur das Gewicht der Würstchen zugrunde gelegt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Liste der 
Erzeugnisse, für welche Einschleusungspreise festgesetzt werden, und zur Festlegung 
der Regeln, nach denen der Einschleusungspreis für geschlachtete Schweine 
festgesetzt wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisation 

für Schweinefleisch^), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für bestimmte in Artikel 1 der Verordnung Nr. . . . 
genannte Erzeugnisse, außer geschlachteten Schwei- 
nen, sind gemäß Artikel 12 der genannten Verord- 
nung Einschleusungspreise festzusetzen; diese Ein- 
schleusungspreise müssen vom Einschleusungspreis 
für geschlachtete Schweine abgeleitet werden. 

Das System der Einschleusungspreise erfüllt sei- 
nen Zweck nur, wenn sich ein ausreichend repräsen- 
tativer Angebotspreis für alle unter eine Tarifnum- 
mer fallenden Erzeugnisse feststellen läßt; für eini- 
ge Erzeugnisse, die aus verschiedenen Teilstücken 
und nach unterschiedlichen Verfahren hergestellt 
und daher in sehr unterschiedlicher Qualität auf dem 
Markt angeboten werden, ist es zweckmäßig, der- 
zeit für derartige Erzeugnisse keine Einschleusungs- 
preise festzusetzen. 

Gemäß Artikel 12 der Verordnung Nr setzt 

sich der Einschleusungspreis für geschlachtete 
Schweine aus drei Teilbeträgen zusammen: 

— einem Betrag in Höhe des Wertes der Futterge- 
treidemenge auf dem Weltmarkt, die der zur 
Erzeugung eines Kilogramms Schweinefleisch in 
dritten Ländern erforderlichen Futtermenge 
gleichwertig ist; 

— einem Pauschbetrag, der dem höheren Wert der 
zur Erzeugung eines Kilogramms Schweinefleisch 
erforderlichen Futtermittel außer Getreide im 
Verhältnis zu dem Wert des Futtergetreides 
entspricht; 

— einem Pauschbetrag, der die allgemeinen Erzeu- 
gungs- und Vermarktungskosten darstellt. 

Es ist angebracht, diese Futtergetreidemengen an 
Hand des Veredelungskoeffizienten von 1 : 5,46 zu 
ermitteln. Dieser Koeffizient errechnet sich, in dem 
die Summe der Futtermengen, die für die Erzeugung 
des Ferkels und für dessen Mast erforderlich sind 

— wobei diese Mengen im Durchschnitt etwa 15 v. H. 


andere Futtermittel als Getreide enthalten mit 
einem Koeffizienten von 1,3 multipliziert wird. Der 
Koeffizient von 1,3 drückt das Verhältnis zwischen 
dem Wert eines Kilogramms lebender Schweine und 
dem Wert eines Kilogramms geschlachteter Schweine 
aus. 

Für die Futtergetreidemenge auf dem Weltmarkt 
muß eine Getreidemischung mit folgender Zusam- 
mensetzung als repräsentativ zugrunde gelegt wer- 
den; 

Gerste 40 v. H. 

Mais 35 v. H. 

Hafer 25 v. H. 

Zur Berechnung des Wertes der Futtergetreide- 
menge und in Anbetracht ihrer Zusammensetzung 
erscheint es notwendig, daß der Preis auf dem Welt- 
markt gleich ist dem nach der anteiligen Zusammen- 
setzung der Futterration gewogenen Mittel der Prei- 
se jeder der betreffenden Getreidearten. 

Zur Berechnung des Preises jeder darin enthalte- 
nen Getreideart ist es angebracht, das arithmetische 
Mittel der cif-Preise jeder Getreideart für den in 
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung 

Nr genannten Zeitraum heranzuziehen. Dieses 

Mittel muß um 0,475 Rechnungseinheit/100 kg Ge- 
treide für die Transportkosten bis zum Verbrauchs- 
ort sowie um die Kosten der Verarbeitung zu Futter 
erhöht werden. 

Die Futtergetreidemenge berücksichtigt nicht den 
im Futter enthaltenen Mehrwert der Proteine, Mine- 
ralsalze und Vitamine. Auf Grund der im Laufe der 
letzten Jahre auf dem Weltmarkt erworbenen Erfah- 
rungen kann dieser Mehrwert im allgemeinen mit 
15 V. H. des Wertes der Futtergetreidemenge bewer- 
tet werden. Daher muß der Wert der betreffenden 
Menge um diesen Vomhundertsatz erhöht werden. 

Die verfügbaren Unterlagen ermöglichen es, Vete- 
rinärkosten, Stallkosten und Arbeitslohn auf dem 
Weltmarkt mit 15,63 Rechnungseinheiten/ 100 kg ge- 
schlachtete Schweine sowie die Kosten für Versiche- 
rung, Transport und Vermarktung auf dem Welt- 
markt mit 4,37 Rechnungseinheiten/100 kg ge- 
schlachtete Schweine anzusetzen. Daher ist der Wert 
der Futtergetreidemenge um einen Betrag von 20 
Rechnungseinheiten/100 kg geschlachtete Schweine 
zu erhöhen. 

Bei der Festsetzung der ab 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai geltenden Einschleusungspreise 
muß der Entwicklung der Futtergetreidepreise auf 

1) siehe Seite .... dieses Amtsblattes 
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dem Weltmarkt nur Rechnung getragen werden, 
wenn der Wert der Futtergetreidemenge gegenüber 
dem für die Berechnung des Einschleusungspreises 
des vorherigen Vierteljahres herangezogenen Wert 
eine Mindestabweichung aufweist. 

Eine Abweichung von weniger als 3 v. H. hat keine 
merkliche Auswirkung auf die Futterkosten für 
Schweine. Deshalb muß die Abweichung mindestens 
3 V. H. betragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Außer für Fleisch von Hausschweinen, in ganzen 
oder halben Tierkörpern, frisch, gekühlt, gefroren, 
gesalzen oder in Salzlake, auch ohne Kopf, Pfoten 
und Flomen, der Tarifstellen 02.01 A III a) 1 und 
02.06 B I a) 1 des Gemeinsamen Zolltarifs, werden 
für folgende Erzeugnisse Einschleusungspreise fest- 
gesetzt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

01.03 

Schweine, lebend: 

A. Hausschweine: 

II, andere: 

a) Sauen mit einem Mindestgewicht von 160 kg, die mindestens einmal 
geferkelt haben 

b) andere 

02.01 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von den in den Tarifnummern 01.01 bis 
01.04 genannten Tieren, frisch, gekühlt oder gefroren: 

A. Fleisch: 

III. von Schweinen: 

a) von Hausschweinen: 


1. in ganzen oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf, Pfoten oder 
Flomen 

2. Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon 

3. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon 

4. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon 

5. Bäuche, auch Bauchspeck 

6. anderes: 

aa) ohne Knochen und gefroren 

02.05 

Schweinespeck, ausgenommen Schweinespeck mit mageren Teilen (durchwach- 
sener Schweinespeck), Schweinefett und Geflügelfett, weder ausgepreßt noch 
ausgeschmolzen noch mit Lösungsmitteln ausgezogen, frisch, gekühlt, gefroren, 
gesalzen, in Salzlake getrocknet oder geräuchert: 

A. Schweinespeck: 

1. frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen oder in Salzlake 

02.06 

Fleisch und genießbarer Schl achtab fall aller Art (ausgenommen Geflügellebern), 
gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert: 

B. von Hausschweinen: 

I. Fleisch: 

a) gesalzen oder in Salzlake: 

2. „bacon" -Hälften, „3/4-sides", „Spencers" oder „middles": 
aa) „bacon" -Hälften 

3. Schinken mit Knochen, auch Teilstücke davon 

4. Schultern mit Knochen, auch Teilstücke davon 

5. Kotelettstränge mit Kamm, auch Teilstücke davon 

6. Bäuche, auch Bauchspeck 

15.01 

Schweineschmalz, anderes Schweinefett und Geflügelfett, ausgepreßt, ausge- 
schmolzen oder mit Lösungsmitteln ausgezogen: 

A. Schweineschmalz und anderes Schweinefett: 

II. anderes 
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Artikel 2 

1. Der Wert der in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a 

der Verordnung Nr genannten Futtergetrei- 

demenge ist gleich dem Preis der Futtergetreide- 
menge von 5,46 kg Futtergetreide folgender Zu- 
sammensetzung : 

Gerste 40 v. H. 

Mais 35 v. H. 

Hafer 25 v. H. 

2. Der Preis dieser Futtergetreidemenge ist gleich 
dem entsprechend den in Absatz 1 aufgeführten 
Vomhundertsätzen gewogenen Mittel der Preise 
je Kilogramm aller darin enthaltenen Getreide- 
arten; dieses Mittel wird mit 5,46 multipliziert. 

3. Der Preis jeder Getreideart ist gleich dem arith- 

metischen Mittel der cif-Preise, die für diese Ge- 
treideart für den in Artikel 12 Absatz 2 Unter- 
absatz 2 der Verordnung Nr vorgesehenen 

Zeitraum von sechs Monaten ermittelt werden,- 
dieses Mittel wird um 0,475 Rechnungseinheit/100 
kg Getreide erhöht. 


Artikel 3 

1. Der in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b der Ver- 
ordnung Nr genannte Pauschbetrag beträgt 

15 V. H. des in Artikel 2 genannten Wertes. 


2. Der in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c der Ver- 
ordnung Nr genannte Pauschbetrag be- 

trägt 20 Rechnungseinheiten/ 100 kg geschlachtete 
Schweine. 

Artikel 4 

Die in Artikel 12 Absatz 2 letzter Unterabsatz der 

Verordnung Nr genannte Mindestabweichung 

beträgt 3 v. H. 

Artikel 5 

1. Die Verordnung Nr. 134/67/EWG des Rates vom 
18. Dezember 1967 zur Festlegung der Liste der 
Erzeugnisse, für welche Einschleusungspreise 
festgesetzt werden, und zur Festlegung der Re- 
geln, nach denen der Einschleusungspreis für ge- 
schlachtete Schweine festgesetzt wird^), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 3158/ 
73 ^), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, S. 2367/67 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 322 
vom 23. November 1973, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Schweinefleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Grundvorschriften über die Marktorganisation 
für Schweinefleisch sind seit ihrem Erlaß mehrmals 
geändert worden. 

Die betreffenden Vorschriften sind wegen ihrer 
großen Zahl, ihrer Kompliziertheit und ihrer Streu- 
ung über zahlreiche Amtsblätter schwer zu benutzen 
und es fehlt ihnen daher an der für eine gesetzliche 
Regelung erforderlichen Übersichtlichkeit. Unter die- 
sen Umständen empfiehlt sich ihre Kodifizierung. 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen; sie muß insbe- 
sondere eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte umfassen, die je nach Erzeugnis verschie- 
dene Formen annehmen kann. 

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages zu erreichen; 
um die Märkte zu stabilisieren und der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, ist es insbesondere auf 
dem Schweinefleischsektor erforderlich, daß Maß- 
nahmen, die die Anpassung des Angebots an die 
Markterfordernisse erleichtern sollen sowie Inter- 
ventionsmaßnahmen getroffen werden können; die 
Interventionsmaßnahmen können in Form von Auf- 
käufen durch die Interventionsstellen getroffen wer- 
den; es empfiehlt sich jedoch, auch Maßnahmen be- 
treffend Beihilfen für die private Lagerhaltung vor- 
zusehen, da diese die normale Vermarktung am we- 
nigsten beeinträchtigen und dazu beitragen können, 
den Umfang der Aufkäufe durch die Interventions- 
stellen zu verringern; zu diesem Zweck sind nament- 
lich die Festsetzung eines Grundpreises für die Aus- 
lösung der Interventionsmaßnahmen sowie die Be- 
dingungen vorzusehen, unter denen die Interven- 
tion erfolgt. 

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
für Schweinefleisch in der Gemeinschaft erfordert 
die Einführung einer einheitlichen Handels regelung 
an ihren Außengrenzen; neben dem Interventions- 
system trägt eine Handelsregelung mit einem Ab- 
schöpfungs- und Aus führe rstattungs System gleich- 


falls zu einer Stabilisierung des Gemeinschaft- 
marktes bei, in dem sie insbesondere vermeidet, daß 
sich die Schwankungen der Weltmarktpreise auf die 
Preise innerhalb der Gemeinschaft übertragen. 

Zur Erreichung dieses Zieles genügt es grundsätz- 
lich, daß auf die Einfuhren aus dritten Ländern Ab- 
schöpfungen erhoben werden, die der Auswirkung 
des Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen 
in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt auf die 
Futterkosten sowie der Notwendigkeit eines Schut- 
zes der Veredelungs Wirtschaft der Gemeinschaft 
Rechnung tragen. 

Es muß vermieden werden, daß der Markt der Ge- 
meinschaft durch Weltmarktangebote zu anomal nie- 
drigen Preisen gestört wird; es empfiehlt sich daher, 
Einschleusungspreise festzusetzen und die Abschöp- 
fungen um einen Zusatzbetrag zu erhöhen, wenn 
die Angebotspreise frei Grenze unter diesen Preisen 
liegen; das Einschleusungspreis-System kann jedoch 
bei Erzeugnissen, bei denen es schwierig ist, einen 
für alle Erzeugnisse einer einzigen Tarifstelle aus- 
reichend repräsentativen Angebotspreis zu ermit- 
teln, nicht funktionieren; es muß daher die Möglich- 
keit vorgesehen werden, den Zusatzbetrag abzulei- 
ten. 

Um den Umfang der Einfuhr kontrollieren zu kön- 
nen, ist vorzusehen, daß eine Regelung von Ein- 
fuhrlizenzen in Anspruch genommen werden kann, 
und zwar in Verbindung mit der Stellung einer Kau- 
tion, welche die Durchführung des Einfuhrgeschäfts 
garantiert. 

Die Möglichkeit, bei der Ausfuhr nach dritten 
Ländern eine Erstattung in Höhe des Unterschieds 
zwischen den Preisen in der Gemeinschaft und auf 
dem Weltmarkt zu gewähren, bewirkt, daß die Be- 
teiligung der Gemeinschaft am internationalen 
Schweinefleischhandel sichergestellt wird. Um den 
Exporteuren der Gemeinschaft eine gewisse Sicher- 
heit hinsichtlich der Stabilität der Erstattungen zu 
garantieren, ist die Möglichkeit einer Vorausfest- 
setzung der Erstattungen für Schweinefleisch vor- 
zusehen. 

Ergänzend zu dem oben beschriebenen System ist, 
soweit die Marktlage es erfordert, die Möglichkeit 
vorzusehen, die Inanspruchnahme des sogenannten 
aktiven Veredelungs Verkehrs zu verbieten. 

Dank der Abschöpfungsregelung kann auf alle 
sonstigen Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft verzichtet werden; der Mechanis- 
mus der Gemeinsamen Preise und Abschöpfungen 
kann sich jedoch unter besonderen Umständen als 
unzureichend erweisen; damit der Gemeinschafts- 
markt in solchen Fällen gegen möglicherweise dar- 
aus entstehende Störungen nicht ohne Schutz bleibt, 
nachdem die früheren Einfuhrhemmnisse beseitigt 
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worden sind, muß es der Gemeinschaft ermöglicht 
werden, rasch alle erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. 

Beschränkungen des freien Warenverkehrs in- 
folge von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbrei- 
tung von Tierseuchen können zu Marktstörungen 
in einem oder mehreren Mitgliedstaaten führen. Um 
dem zu begegnen, ist die Möglichkeit vorzusehen, 
Sondermaßnahmen zur Stützung des Marktes zu tref- 
fen. 

Um die Durchführung der in Aussicht genomme- 
nen Bestimmungen zu erleichtern, ist ein Verfahren 
vorzusehen, durch das im Rahmen eines Verwal- 
tungsausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission her- 
beigeführt wird. 

Die Verwirklichung eines Gemeinsamen Mark- 
tes auf der Grundlage eines gemeinsamen Preis- 
systems würde durch die Gewährung gewisser Bei- 


hilfen in Frage gestellt; daher empfiehlt es sich, daß 
die Bestimmungen des Vertrages, nach denen die 
von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen be- 
urteilt und die mit dem Gemeinsamen Markt nicht 
zu vereinbarenden Beihilfen verboten werden kön- 
nen, auf den Schweinefleischsektor angewandt wer- 
den. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Schweine- 
fleisch muß zugleich den in den Artikeln 39 und 110 
des Vertrages vorgesehenen Zielen in geeigneter 
Weise Rechnung tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1 . Die gemeinsame Marktorganisation für Schweine- 
fleisch umfaßt eine Preis- und Handelsregelung 
und gilt für die nachstehenden Erzeugnisse: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

a) 01.03 All 

Hausschweine, lebend, andere als reinrassige Zuchttiere 

b) 02.01 A III a) 

02.01 B II c) 

02.05 A und B 

02.06 B 

15.01 A 

Fleisch von Hausschweinen, frisch, gekühlt oder gefroren 

Schlachtabfall von Hausschweinen, frisch, gekühlt oder gefroren 

Schweinespeck, ausgenommen Schweinespeck mit mageren Teilen (durchwach- 
sener Schweinespeck) und Schweinefett, weder ausgepreßt noch aus geschmolzen, 
noch mit Lösungsmitteln ausgezogen, frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen, in Salz- 
lake, getrocknet oder geräuchert 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von Hausschweinen, gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geräuchert 

Schweineschmalz und anderes Schweinefett, ausgepreßt, ausgeschmolzen oder 
mit Lösungsmitteln ausgezogen 

c) 16.01 

Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder aus Tierblut 

16.02 A II 

Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar gemacht, Leber enthal- 


tend, außer Gänse- oder Entenleber 

16.02 B III a) 

Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar gemacht, andere, 


Schweinefleisch oder Schlachtabfall von Hausschweinen enthaltend 


2. Als „Vierteljahr" im Sinne dieser Verordnung 
gilt ein Zeitraum von drei Monaten, der am 1 . Fe- 
bruar, 1. Mai, 1. August oder 1. November be- 
ginnt. 

TITEL I 
Preisregelung 

Artikel 2 

Um das eigene Tätigwerden der beteiligten Berufs- 
stände und Zweige zu fördern, die eine Anpassung 


des Angebots an die Erfordernisse des Marktes er- 
leichtern sollen, können für die in Artikel 1 Ab- 
satz 1 genannten Erzeugnisse folgende Gemein- 
schaft smaßnahmen ergriffen werden: 

— Maßnahmen zur Förderung einer besseren Orga- 
nisation ihrer Erzeugung, Verarbeitung und Ver- 
marktung; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität; 

— Maßnahmen, die die Aufstellung von kurz- oder 
langfristigen Vorausschätzungen auf Grund der 
Kenntnis der eingesetzten Produktionsmittel er- 
möglichen sollen; 


23 


Drud(sadie 7/2950 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


— Maßnahmen zur leichteren Feststellung der 
Marktpreisentwicklung. 

Die Grundregeln für diese Maßnahmen werden nach 
dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertra- 
ges erlassen: 

Artikel 3 

Folgende Interventionsmaßnahmen können ergrif-' 
fen werden, um einen erheblichen Preisrückgang zu 
verhindern oder zu mildern': 

— Beihilfen für private Lagerhaltung, 

— Aufkäufe durch die Interventionsstellen. 

Beihilfen für die private Lagerhaltung können für 
Erzeugnisse gewährt werden, die nach den Regeln 
des Artikels 5 bestimmt werden. 

Die von den Interventionsstellen getätigten Auf- 
käufe beziehen sich auf geschlachtete Schweine in 
ganzen oder halben Tierkörpern, frisch oder gekühlt 
(Tarifstelle ex 02.01 A III a des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs), und können sich auf Bäuche, auch Bauchspeck, 
frisch oder gekühlt (Tarif stelle ex 02.01 A III a des 
Gemeinsamen Zolltarifs), und auf Schweinespeck, 
frisch oder gekühlt (Tarifnummer ex 02.05 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs), beziehen. 


Artikel 4 

1. Für Fleisch von Hausschweinen in ganzen oder 
halben Tierkörpem, nachstehend „geschlachtete 
Schweine" genannt, welche einer Standardquali- 
tät entspricht, die nach einem gemeinschaftlichen 
Handelsklassenschema für Schweinehälften fest- 
gelegt wurde, wird jährlich vor dem 1. August 
ein Grundpreis festgesetzt, der ab 1. November 
desselben Jahres gilt. 

Bei der Festsetzung des Grundpreises wird fol- 
gendes berücksichtigt: 

— der Einschleusungspreis und die Abschöp- 
fung, die in dem am 1. August jeden Jahres 
beginnenden Vierteljahres anzuwenden sind; 

— die Notwendigkeit, diesen Preis so festzuset- 
zen, daß er dazu beiträgt, die Preisstabilisie- 
rung auf den Märkten zu gewährleisten, ohne 
zur Bildung struktureller Überschüsse in der 
Gemeinschaft zu führen. 

2. Liegt der gemeinschaftliche Marktpreis für ge- 
schlachtete Schweine, der unter Zugrundelegung 
der in jedem einzelnen Mitgliedstaat auf den 
repräsentativen Märkten der Gemeinschaft fest- 
gestellten und mit Koeffizienten, die die relative 
Größe des Schweinebestands der einzelnen Mit- 
gliedstaaten widerspiegeln, gewogenen Preise 
aufgestellt wird, niedriger als 103 v. H. des 


Grundpreises und ist damit zu rechnen, daß er 
sich weiterhin auf dieser Höhe hält, so können 
Interventionsmaßnahmen beschlossen werden. 

3. Die von den Mitgliedstaaten bezeichneten Inter- 
ventionsstellen treffen die Interventionsmaßnah- 
men unter den in den Artikeln 5 bis 7 festgeleg- 
ten Bedingungen. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages wird 

— der Grundpreis festgesetzt, 

— die Standardqualität für geschlachtete Schwei- 
ne bestimmt. 

5. Auf Vorschlag der Kommission und mit qualifi- 
zierter Mehrheit 

— legt der Rat das Verzeichnis der repräsen- 
tativen Märkte fest. 

— bestimmt der Rat das gemeinschaftliche Han- 
delsklassenschema für Schweinehälften. 

6. Nach dem Verfahren des Artikels 24 werden 

— die Interventionsmaßnahmen und deren Be- 
endigung beschlossen, 

— die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel erlassen. 


Artikel 5 

1. Der Kaufpreis für geschlachtete Schweine der 
Standardqualität darf nicht höher als 92 v. H. und 
nicht niedriger als 85 v. H. des Grundpreises 
sein. 

2. Die Kaufpreise für Erzeugnisse einer Standard- 
qualität, ausgenommen geschlachtete Schweine, 
werden vom Kaufpreis für geschlachtete Schweine 
abgeleitet, und zwar nach Maßgabe des Verhält- 
nisses, das zwischen jedem einzelnen der Ein- 
schleusungspreise für diese Erzeugnisse einer- 
seits und dem Einschleusungspreis für geschlach- 
tete Schweine andererseits besteht. 

3. Die Kaufpreise für andere Erzeugnisse als Er- 
zeugnisse der Standardqualität werden von den 
für die betreffenden Standardqualitäten gelten- 
den Kaufpreisen abgeleitet, und zwar unter Be- 
rücksichtigung der gegenüber den Standardquali- 
täten bestehenden Qualitätsunterschiede. Diese 
Preise gelten für bestimmte Qualitäten. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 24 werden 

a) die Erzeugnisse bestimmt, die Gegenstand von 
Interventionsmaßnahmen sind, und, soweit es 
den Ankauf betrifft, die Qualitäten festge- 
setzt; außerdem können für bestimmte Ge- 
biete der Gemeinschaft Gewichtsklassen von 


24 




Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2950 


der Anwendung der Interventionsmaßnahmen 
ausgeschlossen werden, sofern die betreffen- 
den Klassen für die besonderen Merkmale der 
Schweinefleischerzeugung dieser Gebiete nicht 
repräsentativ sind; 

b) die Kaufpreise und die Höhe der Beihilfen 
zur privaten Lagerhaltung festgesetzt; 

c) die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Bedingungen für 
den Ankauf und die Lagerung der Erzeug- 
nisse erlassen, die Gegenstand der in Arti- 
kel 3 vorgesehenen Interventionsmaßnahmen 
sind. 

Artikel 6 

1 . Der Absatz der von den Interventionsstellen ge- 
mäß den Artikeln 3, 4 und 5 aiifgekauften Er- 
zeugnisse erfolgt unter solchen Bedingungen, daß 
jede Marktstörung vermieden wird und daß allen 
Käufern gleicher Zugang zu den Waren und glei- 
che Behandlung gewährleistet werden, 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere hinsichtlich der Festsetzung der 
Verkaufspreise, der Bedingungen für die Ausla- 
gerung und gegebenenfalls für die Verarbeitung 
der Erzeugnisse, die Gegenstand von Aufkäufen 
durch die Interventionsstellen waren, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 24 erlassen. 

Artikel 7 

1. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Gewährung der Beihilfen für die private Lager- 
haltung. 

2. Die Durchführungsbestimmungen werden nach 
dem Verfahren des Artikels 24 erlassen. 


TITEL II 

Regelung des Handels mit dritten Ländern 

Artikel 8 

Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse in die Gemeinschaft wird eine Abschöp- 
fung erhoben, die für jedes Vierteljahr nach dem 
Verfahren des Artikels 24 im voraus festgesetzt 
wird. 

Artikel 9 

1. Die Abschöpfung für geschlachtete Schweine setzt 
sich aus folgenden Beträgen zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag in Höhe des Unter- 
schieds zwischen den Preisen in der Gemein- 


schaft und auf dem Weltmarkt für Futterge- 
treidemenge, die in der Gemeinschaft zur Er- 
zeugung von einem Kilogramm Schweine- 
fleisch erforderlich ist. 

Die Futtergetreidepreise in der Gemeinschaft 
werden einmal jährlich für einen jeweils am 
1. August beginnenden Zeitraum von zwölf 
Monaten nach Maßgabe der Schwellenpreise 
dieser Getreidearten und ihrer monatlichen 
Zuschläge ermittelt. 

Die Futtergetreidepreise auf dem Weltmarkt 
werden vierteljährlich auf der Grundlage der 
Preise dieser Getreidearten für den Zeitraum 
von sechs Monaten ermittelt, der dem Viertel- 
jahr vorausgeht, in dem der Teilbetrag errech- 
net wird. 

Bei der Festsetzung der ab 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai geltenden Abschöpfung wird 
der Entwicklung der Futtergetreidepreise auf 
dem Weltmarkt jedoch nur Rechnung getra- 
gen, wenn gleichzeitig der Einschleusungs- 
preis neu festgesetzt wird; 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 v. H. 
des Durchschnitts der während der vier Vier- 
teljahre vor dem 1. Mai jedes Jahres gelten- 
den Einschleusungspreise. Dieser Teilbetrag 
wird einmal jährlich für einen am 1. August 
beginnenden Zeitraum von zwölf Monaten 
festgesetzt. 

2. Auf Vorschlag der Kommission und mit quaiifiT 

zierter Mehrheit 

— bestimmt der Rat die in der Gemeinschaft für 
die Erzeugung von einem Kilogramm Schwei- 
nefleisch erforderliche Futtergetreidemenge 
sowie die Prozentsätze der verschiedenen 
Futtergetreidearten, 

— erläßt der Rat die Durchführungsvorschriften 
zu diesem Artikel. 


Artikel 10 

1. Die Abschöpfung auf die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstaben a und b genannten Erzeugnisse, aus- 
genommen geschlachtete Schweine, wird von der 
Abschöpfung für geschlachtete Schweine abgelei- 
tet, und zwar nach Maßgabe des Verhältnisses, 
das innerhalb der Gemeinschaft zwischen den 
Preisen für diese Erzeugnisse einerseits und dem 
Preis für geschlachtete Schweine andererseits be- 
steht. 

2. Die Abschöpfung auf die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe c genannten Erzeugnisse ist gleich der 
Summe folgender Teilbeträge; 

a) eines ersten Teilbetrags, der von der Ab- 
schöpfung für geschlachtete Schweine nach 
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Maßgabe des Verhältnisses abgeleitet wird, 
das in der Gemeinschaft zwischen den Preisen 
für diese Erzeugnisse einerseits und dem Preis 
für geschlachtete Schweine andererseits be- 
steht, und 

b) eines zweiten Teilbetrags, der gleich 7 v. H. 
des durchschnittlichen Angebotspreises ist; 
dieser Angebotspreis wird auf der Grund- 
lage der Einfuhren bestimmt, die im Verlauf 
der zwölf dem 1. Mai jeden Jahres vorausge- 
henden Monate getätigt worden sind. Für die 
Erzeugnisse der Tarifnummer ex 16.02 des 
Gemeinsamen Zolltarifs ist dieser Prozent- 
satz jedoch gleich 10. 

Dieser Teilbetrag wird einmal jährlich für 
einen am 1. August beginnenden Zeitraum 
von zwölf Monaten festgesetzt. 

3. Bei den Erzeugnissen der Tarifstellen ex 02.01 B 
II, ex 15.01 A, ex 16.01 A und ex 16.02 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs, für die der Zollsatz im 
GATT konsolidiert worden ist, wird die Ab- 
schöpfung abweichend von den Absätzen 1 und 2 
auf den Betrag beschränkt, der sich aus dieser 
Konsolidierung ergibt. 

4. Die Koeffizienten, die die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Verhältnisse ausdrücken, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 24 festgesetzt. 

Artikel 11 

Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine erheb- 
liche Preiserhöhung festgestellt, und ist damit zu 
rechnen, daß diese Lage andauert und dadurch 
Marktstörungen auftreten oder aufzutreten drohen, 
so können die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die An- 
wendung dieses Artikels. 

Artikel 12 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 24 werden für 
jedes Vierteljahr im voraus Einschleusungspreise 
festgesetzt. 

2. Der Einschleusungspreis für geschlachtete Schwei- 
ne setzt sich aus folgenden Beträgen zusammen: 

a) einem Betrag in Höhe des Wertes der Futter- 
getreidemenge auf dem Weltmarkt, die der 
zur Erzeugung eines Kilogramms Schweine- 
fleisch in dritten Ländern erforderlichen Fut- 
termenge gleichwertig ist; 

b) einem Pauschbetrag, der dem höheren Wert 
der zur Erzeugung eines Kilogramms Schwei- 
nefleisch erforderlichen Futtermittel, außer 


Getreide, im Verhältnis zu dem Wert des 
Futtergetreides entspricht; 

c) einem Pauschbetrag, der die allgemeinen Er- 
zeugungs- und Vermarktungskosten darstellt. 

Der Wert der Futtergetreidemenge wird viertel- 
jährlich auf der Grundlage der Getreidepreise 
ermittelt, die auf dem Weltmarkt während des 
sechsmonatigen Zeitraums festgestellt werden, 
der dem Vierteljahr vorausgeht, in dem der Ein- 
schleusungspreis festgesetzt wird. 

Bei der Festsetzung des ab 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai geltenden Einschleusungsprei- 
ses wird der Entwicklung der Futtergetreide- 
preise auf dem Weltmarkt jedoch Rechnung ge- 
tragen, wenn der Wert der Futtergetreidemenge 
gegenüber dem für die Berechnung des Einschleu- 
sungspreises des vorherigen Vierteljahres heran- 
gezogenen Wert eine Mindestabweichung auf- 
weist. 

3. Nur für bestimmte der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse, ausgenommen geschlachtete 
Schweine, werden Einschleusungspreise festge- 
setzt. Diese Einschleusungspreise werden vom 
Einschleusungspreis für geschlachtete Schweine 
abgeleitet, und zwar nach Maßgabe des für diese 
Erzeugnisse nach Artikel 10 Absatz 4 festgesetz- 
ten Verhältnisses. 

4. Auf Vorschlag der Kommission und mit qualifi- 
zierter Mehrheit 

— bestimmt der Rat die in Absatz 2 Buchstabe a 
genannte Futtergetreidemenge sowie die Pro- 
zentsätze der verschiedenen Futtergetreide- 
arten, die darin enthalten sind, 

— bestimmt der Rat die Liste der Erzeugnisse, 
für die Einschleusungspreise festgesetzt wer- 
den, 

• — erläßt der Rat die Regeln für die Berechnung 
des Einschleusungspreises für geschlachtete 
Schweine. 


Artikel 13 

1. Fällt der Angebotspreis frei Grenze für ein Er- 
zeugnis unter den Einschleusungspreis, so wird 
die Abschöpfung auf dieses Erzeugnis um einen 
Zusatzbetrag erhöht, der gleich dem Unterschied 
zwischen dem Einschleusungspreis und dem An- 
gebotspreis frei Grenze ist. 

Für einige der Erzeugnisse, für die kein Ein- 
schleusungspreis festgesetzt wird, wird ein so- 
genanntes „System von Leit- und Folgeerzeug- 
nissen" eingeführt, das die Festsetzung von Zu- 
satzbeträgen ermöglicht. 
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2. Die Abschöpfung wird jedoch gegenüber den 
dritten Ländern nicht um den Zusatzbetrag er- 
höht, die bereit und in der Lage sind, die Ga- 
rantie zu übernehmen, daß der tatsädiliche Preis 
bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung 
in und Herkunft aus ihrem Hoheitsgebiet in die 
Gemeinschaft nicht unter dem Einschleusungs- 
preis des betreffenden Erzeugnisses liegt und 
jede Verkehrsverlagerung vermieden wird. 

3. Der Angebotspreis frei Grenze wird für sämtliche 
Einfuhren aus allen dritten Ländern ermittelt. 

Erfolgen jedoch die Ausfuhren aus einem oder 
mehreren dritten Ländern zu anomal niedrigen 
Preisen, die unter den von den anderen dritten 
Ländern angewandten Preisen liegen, so wird 
ein zweiter Angebotspreis frei Grenze für Aus- 
fuhren aus diesen anderen Ländern bestimmt, 

4. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für das 
in Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehene System. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 24 er- 
lassen. 

Nach demselben Verfahren werden gegebenen- 
falls die Zusatzbeträge festgesetzt. 

Artikel 14 

1. Für alle Einfuhren der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse in die Gemeinschaft kann 
die Vorlage einer Einfuhrlizenz verlangt werden, 
die von den Mitgliedstaaten jedem Antragsteller 
unabhängig vom Ort seiner Niederlassung in der 
Gemeinschaft erteilt wird. 

Diese Lizenz gilt für eine in der Gemeinschaft 
getätigte Einfuhr. 

Die Erteilung der Lizenz hängt von der Stellung 
einer Kaution ab, die die Erfüllung der Verpflich- 
tung sichern soll, die Einfuhr während der Gül- 
tigkeitsdauer der Lizenz durchzuführen; die Kau- 
tion verfällt ganz oder teilweise, wenn die Ein- 
fuhr innerhalb dieser Frist nicht oder nur teil- 
weise erfolgt ist. 

2. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Liste der Erzeug- 
nisse, für die Einfuhrlizenzen gefordert werden. 

3. Die Gültigkeitsdauer der Lizenzen sowie die an- 
deren Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 24 erlassen. 

Artikel 15 

1. Um die Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 aufge- 
führten Erzeugnisse auf der Grundlage der Notie- 


rungen oder Preise zu ermöglichen, die auf dem 
Weltmarkt für diese Erzeugnisse gelten, kann 
der Unterschied zwischen diesen Notierungen 
oder Preisen und den Preisen der Gemeinschaft 
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausge- 
glichen werden. 

2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die festgesetzte Erstattung wird auf Antrag ge- 
währt. 

3. Bei der Festsetzung der Erstattung wird insbe- 
sondere der Notwendigkeit Rechnung getragen, 
zwischen der Verwendung der Grunderzeugnisse 
aus der Gemeinschaft im Hinblick auf die Aus- 
fuhr von Verarbeitungserzeugnissen nach dritten 
Ländern und der Verwendung der zum Verede- 
lungsverkehr zugelassenen Erzeugnisse dieser 
Länder ein Gleichgewicht herzustellen. 

4. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Gewährung und für die Vorausfestsetzung der 
Erstattungen bei der Ausfuhr sowie die Krite- 
rien für die Festsetzung der Erstattungsbeträge 
fest. 

5. Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeitab- 
ständen nach dem Verfahren des Artikels 24 
festgesetzt. Die Kommission kann die Er.stat- 
tungsbeträge, soweit erforderlich, zwischenzeit- 
lich auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von 
sich aus ändern. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 24 
festgelegt. 

A r t i k e 1 16 

Der Rat kann, soweit es für das reibungslose Funk- 
tionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Schweinefleisch erforderlich ist, auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit für die in 
Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse, die zur 
Herstellung von in dem genannten Absatz aufge- 
führten Erzeugnissen bestimmt sind, die Inanspruch- 
nahme der Regelung des aktiven Veredelungsver- 
kehrs ganz oder teilweise ausschließen. 

Artikel 17 

1. Für die Tarifierung der unter diese Verordnung 
fallenden Erzeugnisse gelten die allgemeinen 
Vorschriften über die Auslegung und die beson- 
deren Vorschriften über die Anwendung des Ge- 
meinsamen Zolltarifs; das Zolltarifschema, das 
sich aus der Anwendung dieser Verordnung er- 
gibt, wird in den Gemeinsamen Zolltarif über- 
nommen. 
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2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder vorbehaltlich einer vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit beschlossenen Ausnahme ist fol- 
gendes untersagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben glei- 
cher Wirkung, 

— die Anwendung von mengenmäßigen Be- 
schränkungen oder Maßnahmen gleicher Wir- 
kung. 

Als Maßnahme gleicher Wirkung wie eine men- 
genmäßige Beschränkung gilt unter anderem die 
Begrenzung der Erteilung von Einfuhrlizenzen 
auf eine bestimmte Gruppe von Empfangsberech- 
tigten. 

Artikel 18 

1. Wird der Markt der Gemeinschaft für einen oder 
mehrere der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Er- 
zeugnisse auf Grund von Einfuhren oder Ausfuh- 
ren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von 
ernstlichen Störungen bedroht, die die Ziele des 
Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten, so 
können im Handel mit dritten Ländern geeignete 
Maßnahmen angewandt werden, bis die tatsäch- 
liche oder die drohende Störung behoben ist. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommisison mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Absatz fest und bestimmt, in 
welchen Fällen und innerhalb welcher Grenzen 
die Mitgliedstaaten Schutzmaßnahmen treffen 
können. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen;, diese werden den Mitgliedstaaten- 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Ist die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaates befaßt worden, so entscheidet sie 
darüber innerhalb 24 Stunden nach Eingang des 
Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 
drei Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung 
dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann die betreffende Maßnahme der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit ändern 
oder aufheben. 


TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 19 

Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft wer- 
den diejenigen der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 


Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung oder 
Bearbeitung Erzeugnisse verwendet worden sind, 
welche nicht unter Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 10 
Absatz 1 des Vertrages fallen. 

Artikel 20 

Um den Beschränkungen des freien Warenverkehrs 
Rechnung zu tragen, die sich aus der Anwendung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung 
von Tierseuchen ergeben können, können Sonder- 
maßnahmen zur Stützung des von diesen Beschrän- 
kungen betroffenen Marktes nach dem Verfahren 
des Artikels 24 getroffen werden. Diese Maßnah- 
men dürfen nur in dem Umfang und für den Zeit- 
raum erlassen werden, die für die Stützung dieses 
Marktes unbedingt erforderlich sind. 

Artikel 21 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser 
Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Vertrages 
auf die Erzeugung der in Artikel 1 Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse und den Handel mit diesen Erzeug- 
nissen anwendbar. 

Artikel 22 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Angaben mit. 

Die Einzelheiten der Mitteilung der Bekanntgabe 
dieser Angaben werden nach dem Verfahren des 
Artikels 24 festgelegt. 

Artikel 23 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Schweine- 
fleisch - im folgenden „Ausschuß" genannt - ein- 
gesetzt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten zusammensetzt und unter dem Vorsitz eines 
Vertreters der Kommission Zusammentritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

Artikel 24 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates den Aus- 
schuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
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Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung, Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen zu- 
stande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
vollziehbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommission 
alsbald mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlos- 
senen Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens 
einem Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 25 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 26 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zugleich 
den in Artikeln 39 und 110 des Vertrages genann- 
ten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu tragen. 

Artikel 27 

Für den Fall, daß Italien von der in Artikel 25 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 


1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide vorgesehenen Ermächtigung Gebrauch 
macht, trifft der Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit der in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages vor- 
gesehenen qualifizierten Mehrheit die erforderlichen 
Maßnahmen, um Wettbewerbsverzerrungen zu ver- 
hindern. 


Artikel 28 

1. Die Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Schweinefleisch^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1861/74 des 
Rates vom 15. Juli 1974 ^), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die auf Grund von Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten als Verweisun- 
gen auf diese Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

^i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 197 
vom 19. Juli 1974, S. 8 
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Begründung 


Betrifft: Kodifizierung der Verordnungen über die 
Marktorganisation im Schweinefleischsektor 

1. In ihrem Memorandum über die Anpassung der 
gemeinsamen Agrarpolitik hat die Kommission dem 
Rat ihre Ansicht mitgeteilt, daß „die Veröffent- 
lichung von Textsammlungen der für die gemein- 
same Agrarpolitik gültigen Rechtsakte wesentlich 
zur Übersichtlichkeit der gemeinschaftlichen Rechts- 
vorschriften beitragen und somit ihre Anwendung 
durch die betreffenden Behörden und Wirtschafts- 
kreise erleichtern könnte" (Dok. KOM(73) 1850 vom 
31, Oktober 1973, Absatz 28). 

2. Seither hat sich das Europäische Parlament be- 
fürwortend zu den zu ergreifenden einschlägigen 
Maßnahmen geäußert (Entschließung vom 14. Fe- 
bruar 1974 ~ Dok. 332/74 (ASS 211) des Rates vom 
20. Februar 1974), 

3. Die gemeinsame Organisation der verschiedenen 
Agrarmärkte ist hauptsächlich in sogenannten Grund- 
verordnungen für die einzelnen Erzeugungsbereiche 
konkret formuliert. Die zur Zeit gültige älteste 
Grundverordnung geht auf das Jahr 1966 zurück. 
Diese Verordnungen sowie die wichtigsten vom Rat 
erlassenen Dur^führungsbestimmungen mußten 
mehrfach geändert werden. Diese Änderungen er- 
folgen in Form von entsprechenden Änderungsver- 
ordnungen, die im Amtsblatt der Gemeinschaften 
zu Zeitpunkten veröffentlicht werden, bei denen der 
Tag ihrer Annahme bestimmend ist. Diese Änderun- 
gen sind daher über die ganze Amtsblattsammlung 
verstreut. 

4. Die für einen bestimmten Sektor geltende Reihe 
von Texten enthält unter anderem Änderungen, die 
aufgrund einer späteren Änderung oder Aufhebung 
gegenstandslos geworden sind sowie vorüberge- 
hende Bestimmungen, deren Gültigkeitsdauer in der 
Zwischenzeit abgelaufen ist. 

5. Es ist nicht verwunderlich, daß angesichts der 
unter Punkt 3 und 4 beschriebenen Situation die Be- 
rufskreise große Schwierigkeiten beim Verständnis 
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften haben. Es 
wurde mehrfach, sowohl von Seiten des Ausschusses 
der berufständischen landwirtschaftlichen Organisa- 


tionen der EWG als auch von den einzelstaat- 
lichen Organisationen gebeten, dem Wirrwarr der 
Bestimmungen, die zum Teil gegenstandslos gewor- 
den sind, ein Ende zu setzen und die gültigen Vor- 
schriften in einem einzigen Text zusammenzufassen 
oder neu zusammenzustellen. 

6. Mit dem beiliegenden Vorschlag soll dieser For- 
derung nachgekommen werden. Zunächst sollen die 
Ratsverordnungen im Schweinefleischsektor erfaßt 
werden. Für die weiteren wichtigen Sektoren werden 
entsprechende Vorschläge nach und nach, sobald die 
diesbezüglichen Texte vorbereitet worden sind, vor- 
gelegt werden. 

7. Es wird die Kodifizierung der betreffenden Texte 
vorgeschlagen. Hauptgrundsatz hierbei ist, die geän- 
derten Ratsverordnungen in einer einheitlichen 
Textsammlung zusammenzufassen, wobei an den je- 
weiligen Bestimmungen die erforderlichen Änderun- 
gen in der Form, mit Ausnahme aller Änderungen 
in der Sache, vorgenommen werden. Dieser Punkt 
ist deutlich herauszustellen und die Tragweite des 
Kommissionsvorschlags muß klar ersichtlich sein. 
Obgleich die Kommission zuweilen versucht war, 
die Gelegenheit zu ergreifen, vorhandene Bestim- 
mungen zu ändern oder zu ergänzen bzw. aufzuhe- 
ben, hat sie dies unterlassen, da sie der Auffassung 
ist, daß bei der Prüfung dieser Texte unbedingt jede 
Diskussion politischer oder wirtschaftlicher Art über 
die Fundiertheit der gegenwärtigen Marktordnungs- 
bestimmungen vermieden werden muß. Der betref- 
fende Vorschlag an den Rat erfolgt in diesem Geiste 
und innerhalb dieses Rahmens. 

8. Das Kodifizierungsverfahren ist ähnlich wie das 
vom Rat im Jahre 1972 im Sektor Obst und Gemüse 
gewählte Verfahren, das zur Annahme der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1035/72^) geführt hat. Bei dieser 
Methode wird das Europäische Parlament zu der 
Grundverordnung angehört. Sie schließt nicht aus, 
daß ein rascheres Verfahren entsprechend den 
Grundzügen des Vorschlags ausgearbeitet wird, den 
die Kommission dem Rat zu diesem Zweck vorge- 
legt hat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 
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